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Antrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Ganztag für die Zukunft fit machen – OGS-Gipfel einberufen 
 
 
I. Ausgangslage  
 
SPD, CDU und CSU haben sich für eine erneute Große Koalition auf Bundesebene 
ausgesprochen. Im Koalitionsvertrag wird der individuelle Rechtsanspruch auf einen Platz in 
der Ganztagsbetreuung bis 2025 sowie ein Investitionspaket für den Ganztag in Höhe von 2 
Milliarden Euro angekündigt. 
 
Vor diesem Hintergrund muss das Land Nordrhein-Westfalen schnellstmöglich ein Konzept 
erarbeiten, wie der Rechtsanspruch umsetzbar ist. Weiterhin ist es erforderlich, die Offene 
Ganztagsschule auch inhaltlich weiterzuentwickeln. Die bisherige Rechtsgrundlage wird von 
vielen Beteiligten und Betroffenen als Provisorium wahrgenommen. Selbst die Frage, ob die 
OGS eine Bildungseinrichtung ist, ist umstritten. 
 
Mit der jüngsten Erlassänderung hat die nordrhein-westfälische Mitte-Rechts-Regierung zwar 
erste politische Maßnahmen im Bereich der Offenen Ganztagsschulen ergriffen und mit dem 
Haushalt 2018 auch eine Erhöhung der Landeszuweisungen umgesetzt. Diese Modifizierung 
des OGS-Erlasses bringt aber keinen qualitativen Mehrwert und lässt zahlreiche Fragen offen. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
Um frühzeitig Sicherheit bei allen Beteiligten zu schaffen, müssen alle Akteure an einen Tisch 
geholt werden. Bei der Einführung des Rechtsanspruches auf Betreuung ab einem Jahr hat 
das Land NRW einen Krippen-Gipfel einberufen. Dies muss analog auch für den 
Rechtsanspruch auf Ganztag durchgeführt werden. Nur wenn frühzeitig in den Dialog mit 
Landtagsfraktionen und Regierung, Kommunen, Schulen, Trägern des Offenen Ganztags, 
Jugendhilfe und Eltern eingetreten wird, kann ein zukunftsfähiges, konsensuales Konzept für 
den Ganztag unter Berücksichtigung des Rechtsanspruchs erarbeitet werden. 
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III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  
 
schnellstmöglich einen Ganztagsgipfel mit allen beteiligten Akteuren einzuberufen, um ein 
zukunftsfähiges Konzept des Ganztags in NRW zu erarbeiten, das die Umsetzung eines 
Rechtsanspruchs und eine inhaltliche Weiterentwicklung beinhaltet. 
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